Der Oberblrgermeister

Stadt Kéthen (Anhalt)

Informationsvorlage

2021008/2

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 02.03.2021
Stadtrat TOP: 25
Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2021008/2
Az.: erstellt am: 05.02.2021
Betreff

Antrag der Fraktionsgemeinschaft SPD/BI-WLS: Information zur
Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

16.02.2021: Hauptausschuss
02.03.2021: Stadtrat

N -

16.02.2021
02.03.2021

Beschlussentwurf

Der Oberbirgermeister hat dem Stadtrat bis 16.02.2021 einen schriftlichen Bericht zur Umsetzung des

Stadtratsbeschlusses 2020156 (Uberpriifung des Kreistagsbeschlusses zur Wiedererdffnung der

Frauenklinik im Gesundheitszentrum Bitterfeld durch das Landesverwaltungsamt) zu erstellen. Dabei

ist darzustellen, wann und mit welcher Person aus den ebenfalls betroffenen Kommunen Zerbst,
Aken, Osternienburger Land und Sidliches Anhalt Kontakt aufgenommen wurde, wie ihnen die
Beschlusslage erlautert wurde und wie die Reaktion der Betreffenden ausfiel. Des Weiteren ist
nachvollziehbar zu begrinden, wieso der Oberbiirgermeister den Beschluss des Stadtrates nicht
umgesetzt hat, in dem er wesentliche Teile der Begriindung gegeniiber dem LVWA nicht geltend

gemacht hat.

Gesetzliche Grundlagen:
KVG




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

siehe Anlagen



StR-ANt-2021-01_SPD-BIMWLS Umsetzung-KTBeschluss.pdf

Ziesemeier Frauenklinik_15 01 _21.pdf StR-Antr-2021-01_Stellungnahme.pdf



Antrag
auf einen Tagesordnungspunkt
(8 43 Abs. 3 S. 1 KVG LSAi.V.m. 8 3 Abs. 2 Geschéftsordnung)

Antragsteller: fur Gremium
Stadtrat

Fraktion SPD/BI-WLS
] Hauptausschuss

[J Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss

Datum und Unterschrift: —~ <)
— - ] Ausschuss fiir Wirtschaft, Verkehr und digitale Infrastruktur
18.01.2021 Q.o
8.01.20 ’ \_ /:/_1 > [] Sozial- und Kulturausschuss
Hinweis: [ Rechnungspriifungsausschuss
Einreichungsfrist 1 Heimausschuss

14 Tage vor der Sitzung

Betreff des Tagesordnungspunktes:

Information zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156

Beschlussentwurf:

Der Oberblrgermeister hat dem Stadtrat bis 16.02.2021 einen schriftlichen Bericht zur Umsetzung
des Stadtratsbeschlusses 2020156 (Uberpriifung des Kreistagsbeschlusses zur Wiedererdffnung
der Frauenklinik im Gesundheitszentrum Bitterfeld durch das Landesverwaltungsamt) zu erstellen.
Dabei ist darzustellen, wann und mit welcher Person aus den ebenfalls betroffenen

Kommunen Zerbst, Aken, Osternienburger Land und Sidliches Anhalt Kontakt

aufgenommen wurde, wie ihnen die Beschlusslage erlautert wurde und wie die Reaktion der
Betreffenden ausfiel. Des Weiteren ist nachvollziehbar zu begriinden, wieso der
Oberburgermeister den Beschluss des Stadtrates nicht umgesetzt hat, in dem er wesentliche
Teile der Begriindung gegeniber dem LVwA nicht geltend gemacht hat.

ggfs. gesetzliche Grundlagen:

KVG

Haushaltsmittel:

erforderlich: [ ]Ja[X] Nein Hohe (geschatzt):

Deckungsvorschlag:
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Begrindung / Darlegung des Sachverhaltes:

In seiner Sitzung am 10.12.2020 hat der Stadtrat die Beschlussvorlage 2020156/3 mit
folgendem Wortlaut beschlossen:

Der Stadtrat beauftragt den Oberblrgermeister - mit den ebenfalls betroffenen Kommunen
Zerbst, Aken, Osternienburger Land und Sudliches Anhalt gemeinsam oder, falls dies nicht
zeitnah mdglich ist, im Namen der Stadt Kéthen allein - beim Landesverwaltungsamt als
zustandige Kommunalaufsicht fiir den Landkreis Anhalt-Bitterfeld eine Uberpriifung des
Beschlusses des Kreistages vom 17. September 2020 zur Wiederoffnung der Klinik flr
,=Frauenheilkunde und Geburtshilfe* am Gesundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen auf
Rechtmaligkeit zu veranlassen. Ziel ist die Aufhebung des 0.g. Beschlusses des Kreistages
wegen Rechtswidrigkeit.

Mit E-Mail vom 17.12.20 hat der OB sein Schreiben vom 16.12.2020 an das LVwA den
Stadtratsmitgliedern zur Kenntnis gegeben.

Aus diesem Schreiben ist nicht erkennbar, ob der OB gemaf Beschluss des

Stadtrates mit den ebenfalls betroffenen Kommunen Zerbst, Aken, Osternienburger Land
und Sudliches Anhalt das gemeinsame Vorgehen gegen den Beschluss des Kreistages
erortert hat und wenn ja mit welchem Ergebnis.

Des Weiteren wurden die in der Begriindung des Antrages aufgeflihrten Sachargumente nicht
vollstandig gegeniber dem LVwA geltend gemacht.

Nach Vorlage des schriftlichen Berichtes ist zu entscheiden, ob hier ein Verstol gegen das
KVG LSA vorliegt.
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		Datum: 18.01.2021

		Stadtrat: On

		Hauptausschuss: Off

		Bau Sanierungsund Umweltausschuss: Off

		Ausschuss für Wirtschaft Verkehr und digitale Infrastruktur: Off

		Sozialund Kulturausschuss: Off

		Rechnungsprüfungsausschuss: Off

		Heimausschuss: Off

		Ja: Off

		Nein: On

		Höhe geschätzt: 

		Deckungsvorschlag: 

		Antragsteller: Fraktion SPD/BI-WLS

		Betreff des TOPs: Information zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156

		gesetzliche Grundlagen: KVG

		Beschlussentwurf: Der Oberbürgermeister hat dem Stadtrat bis 16.02.2021 einen schriftlichen Bericht zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156 (Überprüfung des Kreistagsbeschlusses zur Wiedereröffnung der Frauenklinik im Gesundheitszentrum Bitterfeld durch das Landesverwaltungsamt) zu erstellen.
Dabei ist darzustellen, wann und mit welcher Person aus den ebenfalls betroffenen
Kommunen Zerbst, Aken, Osternienburger Land und Südliches Anhalt Kontakt
aufgenommen wurde, wie ihnen die Beschlusslage erläutert wurde und wie die Reaktion der
Betreffenden ausfiel. Des Weiteren ist  nachvollziehbar zu begründen, wieso der Oberbürgermeister den Beschluss des Stadtrates nicht umgesetzt hat, in dem er wesentliche Teile der Begründung gegenüber dem LVwA nicht geltend gemacht hat.


		Begründung: In seiner Sitzung am 10.12.2020 hat der Stadtrat die Beschlussvorlage 2020156/3 mit
folgendem Wortlaut beschlossen:
Der Stadtrat beauftragt den Oberbürgermeister - mit den ebenfalls betroffenen Kommunen
Zerbst, Aken, Osternienburger Land und Südliches Anhalt gemeinsam oder, falls dies nicht
zeitnah möglich ist, im Namen der Stadt Köthen allein - beim Landesverwaltungsamt als
zuständige Kommunalaufsicht für den Landkreis Anhalt-Bitterfeld eine Überprüfung des
Beschlusses des Kreistages vom 17. September 2020 zur Wiederöffnung der Klinik für
„Frauenheilkunde und Geburtshilfe“ am Gesundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen auf
Rechtmäßigkeit zu veranlassen. Ziel ist die Aufhebung des o.g. Beschlusses des Kreistages
wegen Rechtswidrigkeit.

Mit E-Mail vom 17.12.20 hat der OB sein Schreiben vom 16.12.2020 an das LVwA den
Stadtratsmitgliedern zur Kenntnis gegeben.
Aus diesem Schreiben ist nicht erkennbar, ob der OB gemäß Beschluss des
Stadtrates mit den ebenfalls betroffenen Kommunen Zerbst, Aken, Osternienburger Land
und Südliches Anhalt das gemeinsame Vorgehen gegen den Beschluss des Kreistages
erörtert hat und wenn ja mit welchem Ergebnis.

Des Weiteren wurden die in der Begründung des Antrages aufgeführten Sachargumente nicht vollständig gegenüber dem LVwA geltend gemacht.
 
Nach Vorlage des schriftlichen Berichtes ist zu entscheiden, ob hier ein Verstoß gegen das
KVG LSA vorliegt.
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Stadt Kothen (Anhalt)

Der Oberbiirgermeister

Stadtverwaltung Kéthen (Anhalt), PF 12 59, 06352 Kéthen (Anhalt) Marktstralle 1- 3 Telefon: (0 34 96) 425 -0
06366 Kothen (Anhalt) Telefax: (0 34 96) 21 23 97

Internet: www.koethen-anhalt.de
E-Mail: stadlverwaltung@koethen-stadt.de

E-Mail-Adressen nur fiir formlose Mitteilungen ohne elektronische Signatur!

Amt: Oberbiirgermeister
Gebdude: Rathaus
Zimmer: 27
Name: Bernd Hauschild
Telefon:  03496/425220
Telefax:  03496/4256220
E-Mail: b.hauschild@koethen-stadt.de
E-Mail-Adressen nur fiir formlose Mitteilungen ohne
elektronische Signatur !
Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Datum
Hau-Ca 15.01.2021

Bericht des Oberbiirgermeisters zur Umsetzung des Beschlusses zur Frauenklinik Bitterfeld

Sehr geehrter Herr Ziesemeier,

sehr geehrte Damen und Herren,

mit Antrag vom 05.01.2021 begehren Sie einen schriftlichen Bericht von mir zur Umsetzung des
Beschlusses des Stadtrates zur Frauenklinik Bitterfeld.

Dem komme ich hiermit gerne nach, wobei ich um Ihr Verstandnis bitte, dass es mir angesichts der
Lage vom Wochenende nicht mdglich war, die von Ihnen gesetzte Frist zu halten. Im Ubrigen
verweise ich auf § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA, wonach ich in der Regel einen Monat Zeit habe, um
auf lhren Antrag zu antworten.

Ich kann keinen Verstofl? gegen das KVG LSA erblicken. Dies mochte ich Ihnen kurz wie folgt

erlautern:

1. Mein Ziel war es, den Sachverhalt so schnell wie méglich beim Landesverwaltungsamt als
zustdndige Kommunalaufsichtsbehdrde anhangig zu machen, da die Umsetzung des

Kreistagsbeschlusses bereits zum 01.01.2021 bevorstand. Daher habe ich als ersten
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Schritt zundchst unser Schreiben nach der Beschlussfassung des Stadtrates am
10.12.2020 an die Kommunalaufsicht versandt.

2. Parallel habe ich am 17.12.2020 gegen 18.00 Uhr Kontakt mit Herrn Hemmerling in dieser
Angelegenheit aufgenommen; er bat um Uberlassung unseres Schreibens, welches ich ihm

anschlieRend zur Verfigung gestellt habe.

3. Mit weiteren Personen wurde bislang nicht Kontakt aufgenommen, da mir dies zeitnah
nicht méglich war. Bereits der Beschluss des Stadtrates sieht vor, dass wenn die
Kontaktaufnahme nicht zeitnah méglich sei, die Stadt allein einen Antrag beim
Landesverwaltungsamt einreichen mége. Ich gehe daher davon aus, dass ich mich im
Rahmen des Beschlusses verhalten habe. Dies schlieft jedoch nicht aus, dass noch auf

die anderen Kommunen zugegangen wird.

4. Was lhre Frage nach der unzureichenden Begriindung anbelangt, kann ich ebenfalls
keinen Verstoll gegen das KVG LSA erkennen. Die Fassung des Beschlusses des
Stadtrates spricht lediglich von der ,Veranlassung der Uberpriifung der RechtmaRigkeit*.
Dass die Begriindung lhrer Fraktion zu (bernehmen ist, kann ich dem Beschlusstext nicht

entnehmen.

5. Gleichwohl méchte ich Ihnen mein Vorgehen kurz erlautern:

a. Sofern das Landesverwaltungsamt in eine Prifung einsteigen wird, wird es
angehalten sein, die RechtmaRigkeit unter allen in Betracht kommenden
Gesichtspunkten zu priifen. Daher habe ich in meinem Schreiben die von lhnen
beigebrachten ,Schlagworte” aufgegriffen und gegentiber dem
Landesverwaltungsamt dem Grunde nach geltend gemacht.

b. Nach der Rechtsauffassung der Verwaltung diirften zwei der drei Punkte dabei eher

nicht greifen.

i. Sofern Sie in dem Zuschuss eine unzuldssige Beihilfe erblicken, erscheint

mir dies eher fernliegend.

1. Artikel 107 Absatz 1 AEUV definiert staatliche Beihilfen als
~Staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewéhrte Beihilfen gleich
welcher Art, die durch die Begiinstigung bestimmter Unternehmen
oder Produktionszweige den Wettbewerb verfdlschen oder zu
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verfélschen drohen, ... soweit sie den Handel zwischen

Mitgliedstaaten beeintréchtigen”.

Problematisch diirfte insbesondere das Tatbestandsmerkmal
JAuswirkungen auf Handel und Wettbewerb" sein.

. ,Staatliche Férderungen fiir Unternehmen stellen nur dann staatliche

Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar, wenn sie
,aurch die Begiinstigung bestimmter Unternehmen oder
Produktionszweige den Wettbewerb verfdlschen oder zu verfdlschen
drohen®, und nur ,soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten
beeintrédchtigen”. Dabei handelt es sich um zwei getrennte
Voraussetzungen, die beide erfiillt sein miissen, damit eine staatliche
Beihilfe vorliegt. In der Praxis werden diese Elemente im Rahmen
der beihilferechtlichen Wiirdigung jedoch héufig gemeinsam gepriift
und generell als untrennbar miteinander verbunden betrachtet.”
(Bekanntmachung der [Europdischen] Kommission zum Begriff der
staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags
tiber die Arbeitsweise der Européischen Union (Nr. 2016/C 262/01
Rn. 185f1))

Hierzu verweise ich auf die Entscheidung des OLG Nirnberg vom
21.11.2017 (NZBau 2018, 178), dessen Leitsatz wie folgt lautet:

LZuwendungen einer kreisfreien Stadt an ein Alten-
/Pflegeheim, das ein értlich geprégtes Einzugsgebiet hat,
Standardleistungen im Pflegebereich anbietet und dessen
Bewohner nicht aus anderen Mitgliedstaaten, sondern nur aus
der ndheren Region stammen, stellen keine staatlichen
Beihilfen iSd Art. 107 Abs. 1 AEUV dar. Es handelt sich um
rein lokale FérdermalRnahmen ohne Auswirkungen auf den
zwischenstaatlichen Handel.“

Diese Entscheidung ist nachfolgend vom BGH gehalten worden. Ich
gehe davon aus, dass diese Aussage auf die Frauenklinik Bitterfeld
Ubertragbar sein diirfte, sodass vorliegend die sog.
Tatbestandslésung greifen dlirfte, wonach bereits tatbestandlich

keine Beihilfe vorliegt.
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C.

6. Hinzu kommt vorliegend, dass fur die Frauenklinik Bitterfeld wohl
auch auf der Rechtsfertigungsebene ein zweites Standbein in Form

der erfolgten Betrauung geschaffen wurde.

7. ,Eine eigentliche tatbestandsseitig gegebene Beihilfe ist dennoch
unter bestimmten Voraussetzungen keine Beihilfe iSd Art. 107 Abs. 1
AEUV, soweit sie als Ausgleich fiir Leistungen anzusehen ist, die von
Unternehmen zur Erfilllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen
erbracht werden, so dass diese Unternehmen in Wirklichkeit keinen
finanziellen Vorteil erhalten und durch die genannte MafRnahme
gegeniiber ihren Wettbewerbern keine glinstigere
Wettbewerbsstellung erlangen.” (vgl. BGH NJW 2016, 3176 Rn. 29 —
Kreiskliniken Calw).

8. Der BGH musste sich in dieser obigen Entscheidung mit einer
Betrauung nach DAWI befassen, wobei er revisionsrechtlich
unterstellen musste, dass tatbestandsseitig eine Beihilfe vorliege. Er
hat den Zuschuss des Landkreises auf Grundlage einer neueren

Betrauung als zuldssig erachtet.

9. Nach alledem gehe ich davon aus, dass kein Verstok gegen das
Beihilferecht gegeben ist.

ii. Auch einen Versto gegen das Recht der dualen Krankenhausfinanzierung
kann ich nicht erkennen, denn der BGH hat in dem Fall der Kreiskliniken
Calw quasi inzident keinen Verstol gegen das KHG erblicken kénnen.

Da damit zwei der drei Angriffspunkte scheitern sollten, hatte ich mich entschieden,
nicht allzu tief rechtlich gegeniiber dem Landesverwaltungsamt vorzutragen, um
dieses nicht auf die soeben zitierten Rechtsprechungen hinzuweisen. Ich gehe
jedoch davon aus, dass das Landesverwaltungsamt diese Entscheidungen kennen

bzw. entsprechend in ihrer Priifung recherchieren wird.
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Ich hoffe, Ihnen hiermit meine Beweggriinde fir die Art des Schreibens an das
Landesverwaltungsamt naher erldutert zu haben.

Mit freundlichen GriiRen
/

il
Bernd Hadgchild
Oberbilrgermeister
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Stellungnahme der Verwaltung . N StR-ANtr-2021-01

zum Antrag auf einen Tagesordnungspunkt

von Antragsteller: vorgesehene Beratungsfolge:
Fraktionsgemeinschaft SPD-BI-WLS HA 16.02.2021
StR 02.03.2021
vom:
18.01.2021
Vorlagen-Nr.
2021008
fur Stellungnahme zusténdig: Bearbeitungsfrist:
D3

Betreff des Tagesordnungspunktes:

Information zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156

Haushaltsmittel:

Deckungsvorschlag umsetzbar? []Ja[] Nein
Haushaltsmittel in laufendem Haushaltsjahr vorhanden? []Ja[ ] Nein
Produkt Sachkonto Untersachkonto

Unmittelbar nach dem Stadtratsbeschluss vom 10.12.2020 zeigte die Verwaltung den
gegenstandlichen Sachverhalt bei dem LVwWA an, da die Umsetzung des Beschlusses am
01.01.2021 bereits bevorstand. Aus diesem Grunde wurde in Ubereinstimmung mit dem
Beschlusstext des Beschlusses zundchst das Schreiben eingereicht.

Am 17.12.2020 wurde Herr Hemmerling kontaktiert, der darum bat, unser Schreiben zu erhalten,
um zu prufen, ob er sich dem anschlieten méchte. Am 19.01.2021 wurden dann die
Blrgermeister der Stadt Zerbst und der Stadt Sudliches Anhalt kontaktiert. Sie erhielten das
Schreiben der Stadt an das LVwWA am 20.01.2021.
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Die seitens der Verwaltung formulierten Argumente waren begrindet und sachgerecht. Die
Fraktionsgemeinschaft SPD-BI-WLS fiuhrte zwei wesentliche Argumente auf, zum Einen einen
Verstold gegen den Grundsatz der wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsfihrung (I.) und den
Eingriff in das Recht der kommunalen Selbstverwaltung (1l.). Im Rahmen des I. Punktes spielte
dabei das Recht der dualen Krankenhausfinanzierung und das Beihilferecht aus Sicht der
Verwaltung eine entscheidende Rolle. Hinsichtlich dieser beiden Punkte hat die Verwaltung eine
andere Auffassung, da nach Ansicht der Verwaltung eine BGH-Entscheidung zu den Kreiskliniken
Calw dem entgegen steht.

Im Fall der Kreiskliniken Calw hat der BGH einen Zuschuss eines Landkreises an seine
Krankenhausgesellschaft als beihilfekonform und inzident keinen Verstol3 gegen das Recht der
dualen Krankenhausfinanzierung erkannt, der von einem Wettbewerbsverband angegriffen
worden war.

Um nicht gegen den Stadtrat zu argumentieren und zudem das prufende LVWA nicht auf diese
Rechtsprechung hinzuweisen, sollten die Punkte, die im Antrag der Fraktionsgemeinschaft
angesprochen waren, als Schlagworte in dem Schreiben an das LVwWA angesprochen werden.
Soweit dabei ein Punkt "Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung" nicht ausdrtcklich ableitbar
und erkennbar ist, besteht die Méglichkeit dies mit einem weiteren Schreiben zu erganzen.

Inhaltlich wurde die Begriindung der antragstellenden Fraktionsgemeinschaft nicht ausgewechselt,
sondern lediglich verkirzt wiedergegeben. Dies war den oben aufgefiihrten strategischen
Uberlegungen geschuldet.

Im Ubrigen ist eine Verpflichtung zur zwingenden Ubernahme der im Sachverhalt dargestellten
Grinde, insbesondere in den Einzelheiten, nicht erkennbar.
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